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Die Stadt.'Ebern erläßt" auf Grund der Art. 23 und 24 Abs. 1 Nr.l

und'Abs.'2 der Gemeindeordnung für den Freistaat B?lyern i.d ..

'Fassu~g"der Bekanntmachung vom 31.Mai1978 (GVBl. S. 353) unter

Beachtung der Vorschriften des Bestattungsgesetzes vom 24.9.1970

{GVB1.~. 41V und der Verör4f,Jungen des Bayer. Staatsministeriums
des Innern vom 9.12.1970 (GVB1 .•S. 671) und vom 21.7.1975 (GVßl.

S. 219) folgende v'omLandr'!itsamt Haßberge mit Schr~iben vom 17.8.1982

Nr.I/7~554/1-2 rechtsaufsichtlich genehmigte Satzung über die

Benutzung der von der Stadt verwalteten Bestattungseinrichtungen~

,7-

Teil I

Allgemeine Vorschri~ten

§ 1
Gegenstand der Satzung

\-~

Die Stadt unterhält die erforderlichen Einrichtungen für das

Bestattungs~esen. D~esen Einrichtungen dienen:

a} die stadteigenen Friedhöfe (Anlage l)

b) die stadteigenen -Leichenhäuser (~lage 2)

c) die Leichentransport~ittel,

d) das Friedhofs-und Bestattungspersonal.

§ 2

Benutzungsrecht und Benutzungszwang

j,

Das Recht und die Pflicht zur Benutzung (Inanspruchnahme) der

einzelnen Bestattungseinrichtungen bestimmt sich nach Maßgabe

dieser Satzung.
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Teil 11

§ 3

Benutzungsrecht und Verwaltung

t/f; 1) Die Friedhöfe dienen der würdigen' Bestattung der verstorbenen
Einwohner und, wenn eine ordnungsgemäße Beisetzung nicht ander­

weitig sichergestellt ist, auch der im Stadtgebiet oder in

einem angrenzenden gemeindefreien Gebiet Verstorbenen oder tot

Aufgefundenen, sowie derjenigen Personen, denen ein Grabbenutzungs­

recht in den städtischen Friedhöfen zusteht.

2) Die Bestattung anderer Personen bedarf der Erlaubnis durch die

Stadt.

3) Totgeburten (§ 6 BestG) müssen in dafür bestimmten Gräbern

beigesetzt werden.

4) Die Friedhöfe werden von der Stadt (Friedhofsverwaltung) v~r­

waltet und beaufsichtigt.

Teil I11

Die Grabstätten

§ 4

Grabarten

Gräber im Sinne dieser Satzung sind:

a) Reihengräber (Einzelgrabstätten) ,
b) Familiengräber (Wahlgrabstätten),

c) UrnengräberlUrnenplätze.

§ 5

Aufteilungspläne

Die Anlage der Grabplätze richtet sich nach den Friedhofsplänen

(Belegungsplänen) der Stadt. In ihnen sind die einzelnen Grab­

stätten für jeden Friedhof fortlaufend numeriert.
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Reihengräber (Einzelgrabstätten)

'1) Wird eine Wahlgrabstätte nicht in Anspruch genommen, weist die

S-:adt dem Bestattungspflichtigen eine Einzelgrabstätte zu.

2) Reihengräber 'werden grüi-1'ost!t'2:'lichfür die Dauer der Ruhefrist

(§ 28) zur Belegung zur Verfügung gestellt. Die Grabplätze wer­

den nach Ablauf der Ruhefrist neu belegt.

3)Es werden eingerichtet

a)

Reihengräber für Kinder bis zu acht Jahren,

b)

Reih2ngräber für Personen über acht Jahren.
~

)J
4}In Reihengräber~ wird der Reihe nach beigesetzt.

5) Aus ein~m Reihengrab kann nur in ein Fa~miliengrab umgebettet

werden.

§ 7

Familiengräber (Wahlgrabstätten)

1) An einem Grabplatz oder an einem Gräberfeld kann ein Benutzungs­

recht erworben werden. Ein Anspruch auf den Erwerb oder die Ver­

längerung des Benutzungsrechts besteht nicht~

2) Das Benutzungsrecht wird mindestens auf die Dauer der Ruhefrist ­

verliehen.

3} In Fällen, in denen die Ruhefrist einer zu bestattenden Leiche

oder Urne über die Zeit hinausreicht, für di~ das Recht an der

Grabstätte läuft, sind die Gebühren für die Zeit vom Ablauf des

Benutzungsrechts bis zum Ablauf der neuen Ruhefrist im voraus zu

entrichten.

4) Jedes F~nilie~ra~' besteht aus zwei oder mehr Grabstellen.

5) Famil.iengräber können nur an den planmäßig vorgesehenen Stellen

mit Erlaubnis der Stadt (§ 16) als Grüfte ausgemauert werdeno

Die in den Grüften aufzustellenden Särge müssen mit dichtschlieBen­

den Metalleinsätzen versehen wein.
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§ 8

Aschenbeisetzung (tJrnengräber)

1) Die Urnenbeisetzung ist der Stadt (Friedhofsverwaltung) vorher

rechtzeitig anzumelden. Bei der Anmeldung ist die standesamt­

liche Urkunde und die Bescheinigung über die Einäscherung vorzu­

legen.

2) Aschenreste und Urnen müssen entsprechend den Vorsohriften des

§ 16 der va des Staatsministeriums des Innern vom 9.12; 1970

(GVB1.S.671) gekennzeichnet sein.

3) Urnen können derzeit nur unterirdisch beigesetzt werden. Nach

Einrichtung der Urnenwand im Friedhof Ebern sind auch hier Bei­

setzungen möglich.

4) In einer Grabstätte dürfen die Aschenreste mehrerer Verstorbene~

einer Familie (vgl. § 10 Abs. 5 der Satzung) beigesetzt werden.

5) Für das Benutzungsrecht an Urnengräbern gelten die gleichen Be­

stimmungen wie für Familiengräber(§§ 7,10 Abs.l,3 und 4 sQwie

11 bis 13}.

6) Nach Erlöschen des Benutzungsrechts kann die Stadt über das

Urnengrab verfügen und die beigesetzten Urnen entfernen. Hiervo~

werden die Erwerber oder _die Erben oder die Pfleger des Grabes

rechtzeitig von der Stadt benachrichtigt.

Wird von der Stadt über das Urnengrab verfügt, so ist sie be­

rechtigt, in de'n von ihr bestimmten Stellen der Friedhöfe die

Aschenbehälter in würdiger Weise der Erde zu übergeben.

§ 9

Größe der Gräber

1) Die einzelnen Grabsteilen haben folgende Ausmaße

a) für Kinder bis zu acht Ja~ren

Reihengräber Länge

Breite

1,20 Meter

0,60 Meter
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b) für Personen ill)er acht Jahre

Reihengräber Länge

Breite

2,20 Meter

1,10 Meter

2,20 Meter

1,10 Meter.

Länge

Breite
Urnengräber

Familiengräber Länge 2,20 Meter

Breite je nach Zahl der GrabsteIlen, mindestens

aber 1.10 Meter

2) Der Abstand von GrabsteIle zu GrabsteIle beträgt 25 cm.

3) Die Tiefe des Grabes bis zur Oberkante

bei Kindern bis acht Jahren wenigstens

bei Erwachsenen wenigstens

des Sarges

1,10 m

1,30 m

beträgt

§ 10

Rechte an Grabstätten

1) Sämtliche Grabst.ätten bleiben Eigentum der Stadt; an ihnen besteh~n

nur Rechte nach den Bestimmungen dieser Satzung.

2) Nach Erlöschen des Benutzungsrechts kann die Stadt (Friedhofsver­

waltung) über die Grabstätte anderweitig verfügen. Hiervon werden

die Erwerber oder die Erben oder die Pfleger des Grabes rechtzeitig­

von der Stadt benachrichtigt.

3) Das Benutzungsrecht an Grabplätzen für Familiengräber wird an einzel­

ne natürliche Personen nach Entrichtung der Grabgebühr übertragen,

worüber dem Benutzungsberechtigten eine ,Urkunde ausg~st~llt wird.

4) Das Grabbenut.zungsrecht (Absatz 3) wird gegen erneute Zahlung der

Grabgebühr verlängert, wenn der ~enutzungsberechtigte vor Ablauf

des, Rechts die Verlängerung beantragt und der Platzbedarf des

Friedhofs es zuläßt~

5) Der Benutzungsberechtigte hat das Recht, im Familiengrab be­

stattet zu '\rlerdenund Mitglieder seiner Familie (Ehegatten,

Kinder, Eltern und unverheiratete Geschwister) darin bestatten

zu lassen. Die Stadt kann für andere Person~n Ausnahmen bewilligen.
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1 § 11

Umschreibung des Benutzungsrechts

1) Zu Lebzeiten des Benutzungsberechtigten kann die Umschreibung

,."'" "',9 eines Grabbenutzungsrec:hts ge~ Ehega·tte"oder ein AbkQmmling

beanspruchen, wenn der Benutzungsberechtigte zugunsten des

Ehegatten euer Abko~nlingsschriftlich auf das Grabnutzungs­

recht verzichte~ hat.

) )

2) Nach dem Tode des Benutzungsberechtigten kann derjenige die

Umschreibung eines laufenden Grabbenutzungsrechts auf seinen

Namen beanspruchen, dem es vom Benutzungsberechtigten in einer

letztwilligen, rechtsgültigen Verfügung ausdrücklich zugewendet

wurde. Leben der Ehegatte oder ein Abkömmling des Benutzungsbe­

rechtigten, so haben diese aber auf jeden Fall den Vorrang.

3) Liegt kein.e 1,,~tz~~,,~i,11igeVerfügung vor, erfolgt die Umschreibung

auf die in § 10 ~~5. 5 bezeichneten Personen in der dort .ange­

gebenen Reihenfolgee Bei Gleichberechtigten innerhalb dieser

Nachfolge hat das höhere Alter das Vorrecht.

4) Uber die Umschreibung erhält der neue Grabbenutzungsberecht~gte

e1ne Urkunde.

§,12

Verzicht auf GrabbenutzungsrechttJ
) Nach Ablauf der Ruhefrist kann, abgesehen von den Fällen in § 11,

auf ein darüber hinaus verliehenes Grabbenutzungsrecht mit Ein~

willigung der Stadt verzieh,tat werden.

§ 13

Beschränkung der Rechte an Grabstätten

1) Das Benutzungsrecht karAfi durch die Stadt entzogen werden, wenn

die Grabstätte aus b~~onderen Gründen an dem bisherigen Ort

nicht mehr belassen werden kannw Das Einverständnis des Be­

nutzungsberechtig~an i~t erforderlich, falls die.Ruhefrist

des zuletzt in dem Grabe Bestatteten noch nicht abgelaufen

ist.
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2) Bei Entzug des Benutzungsrechts wird dem Benutzungsberechtigten

eine m?5!_~_~_?hstgie~9!1.~ertige andere Gr~~_telle __auf di-e Dauer der. "- -- ..

restlichen Nutzungszeit zugewiese~, wenn nicht verzichtet wird.

§ 14

Pflege und Instandhaltung der Gräber

1) Jeder Grabplatz ist testens sechs Monate nach der Beisetzung

bzw. nach der Verleihung des Benutzungsrechts würdig herzurichten,

gärtnerisch anzulegen und in diesem Zustand zu erhalten.

Grabbeete dürfen ni.cht höher als 20 cm über Weghöhe sein.

Die Anlegung von Grabhügeln ist nicht gestattet.

2) Bei Reihengräbern bleibt die Übernahme dieser Pflicht der freien

Vereinbarung der in § 11 Abs. 2 und 3-bezeichneten Personen über~

lassen.

Der hiernach Verpflich tet.t': g1l t für die Dauer der Ruhefrist als

Benutzungsberechtigt.er<

3) Bei Farniliengräbern ist der Benutzungsberechtigte zur ordnungs­

gemäßen Pflege und Instandhaltung des Grabplatzes verpflichtet.

4) Ubernimmt für ein Reihengrab niemand die Pflege und InstandhaltUQq

und entspricht der Zustand des Grabplatzes nicht den Vorschriften.. -

dieser Satzung, so ist.die Stadt berechtigt, das Grab einzuebnen,

einen vorhandenen Gr.abstein zu entfernen und den Grabplatz nach

Ablauf der Ruhefrist ande'rweitig zu vergeben.

,5) Entspricht bei einem Grabplatz, an dem ein Benutzungsrecht pe~

steht, der Zustand des Grabplatzes oder des Grabmals nicht den

I Vorschriften dieser Satzung, so findet § 34 dieser Satzung (Er­
satzvornahme) Anwendungö Werden hierbei d.ie entstehenden Kostenauf ergangene Aufforderung hin nicht ersetzt, so kann das Be­

nutzungsrecht an der Grabstätte ohne Anspruch auf Entschädigung

sofort oder mit AbI der Ruhefrist als erloschen erklärt wer-

I:' den. Die Stadt ist. in diesem Falle berechtigt, das Grab einzuebn$n,

das Grabmal zu entfernen und die Grabstätte nach Ablauf der Ruhe­

frist anderweitig ZU vergeben. Sobald der Stadt die entstandenen

Kosten ersetzt sind; wird auf Antrag das Grabmal zur Verfügung

gestellt~
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Gärtnerische ~estaltung der Gräber

1) Zur Bepflanzung der Grabstätten sind nur geeignete Gewächse

zu verwanden, welche di e b,~n3.G't,b';:d..ten Gräber und Anpflanzungen
," ;~}.'}'

nicht beeinträchtigen.

2) A fl" r ::.11 -~ -\ ..\. ~-1.; .. "-,;" !,···'a·"" r ~ rde •• S-np anzunge.l (.•~_e.L. hIt. i;;.l.L ..c •.,.,(.:!. •• !) uc •...'-3":: .!.,e we n ""u

schließlich von der Stadt ausgefDhrt. In besonder~n Fällen

können Ausnahmen von der ~tadt zugelassen werden, wenn be­

nachbarte Gr~ber nicht be~inträchtigt werden. Grabhinter­

pflanzungen 'tmd -·zwisch.O;-JY9ilanz:ungen sind stets Eigentum
.........

I der Stadt Ebern und dLir-tdl Oh:.1B deren Zustirnmung nicht verändert oder
entfernt werden.

3) Das AnpflanzE:n andaue:cnde'; Gehöl;;;~ auf den Gräbern ist er­

laubt, jedoch dürfen sie die höchstzulässige Höhe und Breite

für Grabmäler nicht Ube~S0h~~iten.

4) Die Gehälze auf den Gr,1berr, gehen m:i.t dem Erlöschen des Be-

5} Verwelkte Blumen undv~L'ÜGT':d::,2: Kränze sind von den .Gre.bern zu

entfernen und an den d.afür vo.r.geaehenen Plätzen abzulagern.

Erlaubnispflicht für Grabmäler und Einfriedungen
.,
1) Die Errichtung von Grahdeh~~ä]e.rn? Einfriedungen, Einfassungen

und sonstigen baulichen An1.ag~n oder deren ~~derung bedarf

-unbeschadet sonstiger \rcn:sGnriften- der Erlaubnis der Stadt.
Die Stadt ist berechtigt ~aweit da~ zur Wahrung der Rechte

anderer notwendigt Ü;t. une. <l.erF,i::"iedhofszweck es erfordert,
Anordnungen zu treffen§ ~L~e~ich auf Werkstoff, Art und Größe

2) Ohne E.r:laubnis aufgest,e 11.t<:1,,:;rd1.brrtcii],,eruc ä•• können auf Kosten
des Verpflichteten ''{rot! d0:( St,ddt', ent:fernt werden (vgl. § 34­

der Satzung)"

"::l) Die Erl "'·'lb •..•.•~ zu·..•.t;'V" •.....q",h "',""":"? .",4 ''''L''~ "c;;Y''''bm''''ls i""t ""'e""'ht"'eitint:.;;; - """"f;Q.\ 1..&.~::> .1\00 .-lJl....=....""'"'-="'-.4".;.;,~_~!,).~v-:j; .~...-.J..b';;''""',;: 1o;.6.•••.'b;&, t.wr..- ~ "'"" "'" &I ':)I

vorher bei der Stadt ~F~h;;dl'1~Jfsv~lr'Maltung)2i;Ubeantragen .• Dem

Antrag sind die zur Prüf:J.ng de5 Ent-v.J"'I..l.1C·fs erforderlichen Zeichnungen
in zweifaci:!er Ausfertig'uJ:',')' ~!e,L~ufü9'en und zwar~
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a) Grabrnalentwurf einschließlich Grund'ria und seitenansicht

im Maßstab 1 : 10 mit Ang~ben des Werkstoffes, der Bearbei­

tungsweise, der Schrift- und ScrmmGkverteilunq.

b) Bei größeren Grabstätten auch ein Lageplan im Maßstab 1·: 25
~. ,. ~ - •.•.•.• h4ti..' •••·•.•)~••• _:•••:~,~:. "', '~1.0-.. ~: .JII"':-

mit eingeträgeriem"Grundriß des Grabmals I' ' ';,

c} in besonderen Fällen kann auch eine Schriftzeichnung ge­

fordert werden.

Aus den Zeichnungen müssen alle Einzelheiten der Anlage er­

'sichtlich sein.

I~,) Die Erlaubnis kann versagt werdeng wenn die Anlage nicht den
. ) ..

II' Vorschrl.ften der. §§ 17 und 18 dieser Satzung entsp~icht ...
5) ~irmenbezeichnungen dürfen nur in unauffälliger Weise, mög­

lichst seitlich an den Grabdenkmälern angebracht werden.

6) Jedes Grabdenkmal muß entsprechend seiner Größe dauerhaft

gegründet sein. Der Benutzungsberechtigte und die in seinem

Auftrag Handelnden haften für jede durch die Errichtung von

Grabzeichen und Einfassangen ent~tehende Beschädigung der

Grab- und Friedhofsanlagen.

Der Benutzungsberechtigte ist verantwortlich, daß die er­

forderlichenAufräurnungsarbeiten nach Beendigung der Maß­

nahme durchgefUhrt werden.

:..•...~..

..

)) § 11

Größe der Grabdenkmaler und Einfassungen

Grabdenkmäler dürfen, soweit es Sicherheit und Ordnung im Fried­

hof erfordern, folgende Maße nicht überschreiten:

a) bei Kindergräbern

b) bei Reihengräbern

c) bei Familiengräbern

Höhe 1,40 m,

Höhe 1 t~O m,
Höhe 1~40 m,

Breite 0,60 m

Breite 0,90 m

Breite 1,80 m.
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Grabmalgestaltung

Das Grabmal muß so gestaltet seinl daß die Würde des Friedhofs

als Ruhestätte der Toten gewährleistet bleibt.

Es darf nicht grob verunstaltend oder ärgerniserregend wirken.

9 19

Gründung, Erhaltung und Entfernung von Grabdenkmälern

1) Jedes Grabdenkmal muß seiner Größe entsprechend dauerhaft

gegründet werden.

2) Grabmäler aus Stein, die höher als leoo rn sind, müssen auf min­

destens 1,20 m Tiere gründen, sofern sie nicht auf andere Weise

statisch gesichert sind~ Für kleinere Grabsteine genügen

Gründungsplatten.

3) Der Grabbenutzungsberechtigte hat das Grabdenkmal in einem

ordnungsgemäßen, verkehrssicheren Zustand zu erhalten.Er ist

für Schäden verantwortlich, die insbesondere durch Umfallen

des Grabdenkmals oder Abstürzen von Teilen desselben verursacht

werden. Grabdenkmäler, die umzustürzen drohen oder wesentliche

Zeichen der Zerstörung aufweisen, können nach vorangegangener

Aufforderung auf Kosten der Verpflichteten entfernt werdeq, Wenn

er sich weigert, die Wiederherstellung vorzunehmen oder innel;'halb

der gestellten Frist durchzuführen.

4) Grabden~näler, Einfriedungen # Ei~fassungen und sonstige bau­

liche Anlagen (§ 16) dürfen Vor Ablauf der Ruhefrist oder des

Benutzungsrechts nur mit Zustimmung der Stadt entfernt werden.

5} Nach Ablauf der Rlli~efristbzwe des Benutzungsrechts sind die

Grabdenkmäler zu entfernene Sie gehen, falls sie nicht innerhalb

von drei Monaten nach der schriftlichen Aufforderung der Stadt

entfernt werden, gemäß der mit jedem GrabmaleigentÜffier geschlos~

senen Vereinbarung in das Eigentum der Stadt über. Sind Be­

nutzungsberechtigte nicht bekannt, ergeht die schriftliche

Aufforderung durch öffentliche Aufforderung in ortsüblicher

Weise.



w~~·~~rGlleGrabdenkmäler

, die als besondere Eigen­

geltenj unterstehen dem

l!~nt,fe:t2'nung oder Änderung solcher

6) Künstlerisch oder

(z.B$die Stationsgräber)

art des Friedhofs aus f
besonder~n Schutz der S

Grabmäler bedarf der Er

§

chenhäuser

v)
1) Die Leichenhäuser

Stadtgebiet Vers

und zur Aufbewahrung

zur Beisetzung im

der Leichen aller im

t:attet oder überführt werden

ben feuerbestatteter Leichen bis

2) Die ~oten werden in

keinen Zutritt zu

Beauftragte können

aufgebahrt. Besucher haben

äumen~ Angehörige und deren

betreten .•

3) In der Regel w im

hörigen oder wenn es

hat, bleibt Sarg

aufgebahrt ..,Auf, liJunsch der Ange-

t l.eichenschauarzt. angeordnet

4) Eine Aufbahrung der

Krankheit im Sinne des

bleibt im offenen

Bonen! die an einer übertragbaren

erkrankt waren, unter-

J 5) Für di.e Beschaffenhe.it ·von. Eirgen" Sarga.uBstattung und für die .,De-
kleidung von Leichen Vorschriften des §20 der va des

Staatsministeriv1tiS Innerlti '9'om9" ,,1970 (GVB1$S.•67l).

6) Lichtbildaufnahill,en von,
als Verwand:!:',ebedth:fen

nisses ,desjenigen,

Leichen durch andere Personen

der Stadt und des Einverständ­

in Auftrag gegeben hat.

7).Le ichenöf fr:m.nge:fl.

Leichent~auBeB. in

bedürfen. in. jedem

ordnung.,. oder.

vorgesehenen Raum des

A:czt vorgenommen werden. Sie
.oder" behördlichen An­

Einwilligung der nä.chstenAngehörigen.



1) Jede Leiche der ist nach Vornahme

nach dem 'rode in

ein, ichenhallS zu t.unden von 18.00
6,,00 Uhr

:2) Di,;~ von

12ei(;h~e11

iJberführten
das l,e ichenhaus
unmitt,elbar nach

der Ankurtft. st.att:fi

3) .A.1.1sna.hmen

Spital u.a.) einge­
A.ufbewahrung

:;f an ei.nen. auswärtigen
gegeben und

~lITird•

·~"C~ !:'-'".~~~'--

§ 22

I} Die Be Verstorbenen wird

1.'e g'2~l.mä tU g

ausge

tr ,:,u!.s portunte rnehmen
selbst im Einzel-

fall aU.f

2) Übe eines außerhalb

durch private

f'

I}

2) D:i.e {Reinigen und

Bestattungs-



§ 24

Leichenträger

1) Eine evtl.Mithilfe bei. der At~fbahrung von Leichen;; die Be­
förderung der Leiche von der Leichenhalle zum Grab und die Mit­
wirkung bei den Beerdigungs lerlichkei t.en auf demFriedhof werden
von den von &"1gehörigen bzw. von den von der Stadt bestellten
Leichenträgern ausgeführt.

2) Einzelne Verrichtungen der I.Jeich·enträger nach Abs. 1. dUrfen mit
Genehmigung der Stadt· im Einzelfall auch von einem privaten Be­

stattungsunternehmenausgefi.ihr-t werden.

§ 25

Fr i t::; dhofS~lärt.er

Der Grabaushub, die Einfüllung des Grabes und die unmittelbare Wahr­

nehmung aller roi t dem Fried.~ofsbet.rieb verbundenen Aufgaben obliegen
dem Friedhofswärter und' den von der Stadt bes·tell t.en Gehilfen.

§ 25 a

Benutzungs zwang

Neben dem für die Leichenhausbenutzung ausgesprochenen Benutzungs­

zwang (§ 21) wird der Benutz.ungszwang für folgende Verrichtungen
angeordnet:

1) Durchführung der Erdbestattung (öffnen und Schließen des Sarges,

Beförderung des Sarges iru~erhalb des Frielli~ofsf Öffnen und

Schließen des Grabes)g

2) die Beisetzung der Urnen"

'l.'ei1 VII

Bestattungs~orschriften.

§ 26

Allgemeines

1) Bestattung im Sinne dieser Sa.tzung ist die Erdbestattung von
Leichen oder Leichenteilen 9 so'\/Üe die Beisetzung von Aschenurnen
unter der Erde& Die Bestattung ist durchgefUhrtg wenn das Grab

eingefüllt ist.

2) Das Grab muß spätestens 24 Stunden vor Beginn der Bestattung

bei der Stadt bestellt werden.
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§ 27

Beerdigung

1) Den Zeitpunkt der Bestattung setzt die Stadt im Benehmen mit

den Hinterbliebenen und dem zuständigen Pfarramt fest~

2) Nachrufe und Kranzniederlegungen dürfen erst nach Abschluß der

religiösen Zeremonien erfolgen.

§ 28

Ruhefrist

Die Ruhefrist bis zur Wiederbelegung beträgt 25 Jahre.

§ 29

Leichenausgrabung und Umbettung

1) Leichenausgrabungen und Urrbettungen dürfen nur mit Erlaubnis de~

Stadt vom städtischen Friedhofspersonal vorgenommen werden. So­

weit Ausgrabungen nicht vom Gericht oder ein~Behörde angeordnet

werden, sollen sie nur in den Monaten September mit Mai, und zwar

nur außerhalb der Besuchszeiten, erfolgen. Zur Ausgrabung bedarf

es eines Antrags des Grabbenutzungsberechtigten. Hierzu ist gern.

§ 9 Abs. 1 der 2.Bestattungsverordnung vom 21.7.1975 (GVBl. 5.219)

die Genehmigung des Landratsamts erforderlich.

2) Jede Leichenausgrabung ist dem Staatlichen Gesundheitsamt rech~­

zeitig mitzuteilen.

3) Angehörige und Zuschauer dürfen der Ausgrabung bzw. der Umbett~ng

nicht be iwohnen.

4) Die Leichen von Personen, die an einer gemeingefährlichen oder

übertragbaren Krankheit verstorben sind, dürfen nur umgebettet

werden, wenn das'Gesundheitsamt zugestimmt hat.

5) Abweichend von Absatz 1 kw~n die Stadt, wenn Ausgrabungen zum

Transport nach auswärts erfolgen, zugelassenen Leichentransport­

unternehmen gestatten, die Ausgrabung durch ihr Personal vorz~­

nehmen.
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Teil VIII

Ordnungsvorschriften

§ 30

Besuchszeiten

1) Der Friedhof ist tagsüber geöffnete Die Besuchszeiten werden

am Eingang zum Friedhof angeschlagen~ .
2) In dringenden Fällen kanndaS'p'riedhoüp'e~ona:L Joisn&h.m.en--v:.on .der

Regelung in Absatz 1 zulassenc

) § 31

Verhalten im·Friedhof

Arbeiten im Friedhof

. ~

1) Jeder Besucher des Friedhofs hat sich ruhiq und der Würde des

Ortes entsprechend zu verhaltene

2) Kindern unter 10 Jahren ist das Betreten des Friedhofs nur in~

Begleitung Erwachsener gestattete

3) Den Anordnungen des Friedhofspersonals haben die Besucher Folge

zu leisten. (Verbote siehe § 33 dieser SatzUB9).

§ 32
"

)
1) Arbeiten im Friedhof, die gewerbsmäßig vorgenommen werden, be-

dürfen der Erlaubnis der Stadt. Die~e kann versagt oder wieder

entzogen werden, wenn die ordnungsgemäße Ausführung nicht ge~

währleistet ist oder wenn trotz Abmahnung gegen die Friedhofs­

satzung oder Anordnungen der Stadt verstoßen wird •.

2) Die Erlaubnis ist schriftlich bei der Stadt ~u beantragen~ Der

Antragsteller erhält einen Erlaubn!$bescheld, der gleichzeitig

als Ausweis für die Berechtigung zur Vornahme der Arbeiten gilt,

Der Bescheid ist dem Friedhofsper$on~l auf Verlangen vorzuzeigen.
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3) An Nachmittag~n vor Sonn- und Feiertagen dürfen gewerbliche

oder ruhestörende Arbeiten im Friedhof nicht vorgenommen werden.

Arbeiten zur Vorbereitung und Durchführung von Bestattungen sind

davon ausgenommen.

4) Während der Bestattungszeiten ist die Vornahme gewerblicher

oder störender Arbeiten in der Nähe des Bestattungsortes untersagt.
;\',>,; ',. ,~.~,':',,,;, ".''''':'-''', ; •

5) Den zur Vornahme gewerblicher Arbeiten Berechtigten ist -sowei~

erforderlich- die Benutzung der Friedhofswege mit geeigneten Fahr­

zeugen gestattet. Wege ~nd sonstige Anlagen dürfen dabei nicht

über das übliche Maß hinaus beansprucht werden.

6) Die Arbeitsplätze sind nach 'Beendigung der Arbeiten wieder in

ordnungsgemäßem Zustand zu verlassen.

7) Wer unberechtigt gewerbliche Arbeiten ausführt, kann vom Fried­

hofspersonal aus dem Friedhof verwiesen werden.

§ 33

Besondere Anordnungen für das Verhalten im Friedhof

Im Friedhof ist verboten:

1. Tiere mitzunehmen (für Hunde gilt Art. 18 Abs. 2 LStVG),

2. zu rauchen und zu lärmen,

3. die Wege mit Fahrzeugen aller Art, insbesondere auch mit Fahr­

rädern, zu befahren, soweit nicht eine besondere Erlaubnis durch

die Stadt erteilt wird oder gewerbliche Arbeiten im Sinne des

§ 32 Abs. 5 ausgeführt werden,

4. Waren aller Art, insbesondere Blumen und Kränze feilzuhalten,

5. Druckschriften ohne Erlaubnis zu verteilen,

6. gewerbliche Leistungen anzubieten,

7. Wege, Plätze und Gräber zu verunreinigen,

8. Abfälle an anderen Orten abzulagern, als an den hierfür vorge­

sehenen und gekennzeichneten Plätzen,
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9. Gräber und Grabeinfassungen und GrUnanlagen zu betreten,

10. unpassende Gefäße (z.B. Konservendosen u.ä. Gegenstände)•
auf Gräbern aufzustellen oder solche Gefäße und Gießkannen

zwischen den Gräbern zu hinterstelien.

Schlußbestirr~~ngen

§ 34

Ersatzvornahme

Wird bei Zuwiderhandlungen gegen Bestirrunungen dieser Satzung ein

ordnungswidriger Zustand verursachtu so kann dieser nach vorheri-I

ger Androhung und nach Ablauf der hierbei gesetzten Frist an-

stelle und auf Kosten des Zuwiderhandelnden' von der Stadt be­

seitigt werden.

Einer vorherigen Androhung und einer Fristsetzung bedarf es nicht,

l"enn der Pflichtige nicht erreichbar ist oder wenn die sofortige

Beseitigung des ordnungswidrigen Zustandes im dringenden öffent..,.

lichen Interesse geboten ist.

§ 35

Haftungsausschluß

Die Stadt übernimmt für Beschädigungenv die durch nicht satzungs­

gemäße Benutzung der E'riedhofsanlagen ent.stehen, und für Schäden,
die durch aeauftragte dritter Personen verursacht werden, keine

":"', ,

Haftung.

§ 36

\
>>(" Zuwi.'d.erhandlungen gegen Anordnungen iIn Friedhof (§§ 31 un,d 33. ' .-'

der Satzung) werden unbeschadet des § 18 Abs. 2 LStVG als Ord-
nungs'widrigkei ten nach dem Gesetz über.' Ordnungswidrigkeiten
(OWiG) mit Geldbußege&~ndet.
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§ 37

Inkrafttreten

1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in

Kraft.r
2) Gleichzeitig tritt die Satzung liber die städ~ischen

Bestattungseinrichtungen vorn 31.Ju1i 1978 samt Änderungs­

satzung vom 17.11.1978 außer Kraft.

Ebe:C'11d den 29. September 1982
Stadt Ebern

.~.

R. Feulner

1. Bürgermeister

g~kanntmachungsvermerk:

'fDiese Satzung wurde dadurch amtlicr. bekarmtgemacht, d'aß sie in derI Geschäftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft Ebern am 29.September 1982
t zur Einsichtnahme niedergelegt wurde 'und die Niederlegung durch Mit-I

i teilung in dem für amtliche Bekanntmachungen bestim~ten Teil der Neuen

Presse und des Fränkischen Tags (jeweils Ausgabe Ebern) am 29.September

1982 bekanntgegeben wurde. Diese Satzung ist damit am 30~September 1982

in Kraft getreten.

Eberof den 30~September 1982
Stadt Ebern

(ReFeulner,l.Btirgermeister)
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8 •.

11 •.

12.
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.
Name des Stadtteils

Albersdorf

Bramberq

BrUnn'.

Eichelberq- ..
Eyri-ch'sho~'
Ebern

Fischbach

Heubach: .

Jesserndo:rf::.·_~

Neuses a:. Raueneck­

Reutersbrunn "

Uriterpreppa,ch. ..'
Vorbach' ;',

j&

ja

ja

ja

j&

ja ­
ja

je

ja.
j~
ja

:Ja
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Ai."11age 2

Ver z eie h n i s

~~
der im Stadtgebiet Ebern liegenden gemeindlichen Leichenhäuser
~-----------~---------~~~-=-~~-~-~~~--~--~-----~~-----~--~----

Ifd.Nr. Name des Stadtteils Leichenhaus
vorhanden~_~__~~_~ ~ ~_~G~~~_~~~~_~~_~__~_~ ~_-----~-

1:. Albersdorf ja

2.

Bramberg ja

3.

Brllnn ja

4.

Ebern ja

5.

Eichelberg ja

6 •

Eyrichshof ja

7.

}:""ischbach ja

8.

Heubach ja

9.

Jesserndorf ja

10.

Unterpreppach ja

11..

Vorbach ja

Bischwind a..Raueneck hat ein kirchliches Leichenhaus

l·


